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Sachverhalt und Fragestellung

Für eine allein erziehende Mutter, die als Folge einer Hirnblutung in ihren erzieherischen Fähigkeiten eingeschränkt ist und ihren 12-jährigen Sohn wurde von der zuständigen Vor-mundschaftsbehörde nach einer Gefährdungsmeldung eine sozialpädagogische Familien-begleitung  angeordnet. Die Finanzierung erfolgte in den ersten beiden Monaten durch die Gemeinde; aufgrund der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Mutter verlangt die Gemein-de von ihr eine Beteiligung an den anfallenden Kosten. Dagegen wehrt sie sich und verlangt die Einstellung der Familienbegleitung, obwohl nach einer Auswertung nach den ersten zwei Monaten alle Beteiligten Interesse an einer Fortsetzung bekundeten.

Die Leiterin des Sozialdienstes erkundigt sich, 
· wie die Gemeinde weiter vorgehen solle,

· ob die Mutter zu einem Elternbeitrag verpflichtet werden könne und

· was zu tun wäre, wenn die Mutter bei Durchsetzung eines Kostenbeitrags nicht mehr mit der Familienbegleiterin kooperieren würde.

Erwägungen

1. Die Anordnung einer sozialpädagogischen Familienbegleitung ist eine im ZGB nicht explizit erwähnte, aber bei entsprechender Indikation zweifellos geeignete und verhältnismässige Kindesschutzmassnahme, die gestützt auf Art. 307 Abs. 3 ZGB angeordnet werden kann.

2. Die Kosten für Kindesschutzmassnahmen sind Unterhaltskosten und von den Eltern nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit .zu tragen (Art. 276 Abs. 1 i.V.m. Art. 285 Abs. 1 ZGB).

3. Der Elternbeitrag an die Kosten der Familienbegleitung ist im Falle einer Beistand-schaft von der Beiständin, oder wenn keine solche errichtet worden ist vom Sozial-dienst oder der die Massnahme anordnenden Vormundschaftsbehörde bzw. der vor-schüssig leistungspflichtigen Sozialbehörde auszuhandeln und in einer Vereinbarung festzuhalten. Wird keine Einigung erzielt, bleibt der leistungspflichtigen Behörde nur die Unterhaltsklage beim zuständigen Gericht (Art. 279 ZGB, GestG Art. 17 lit. a).

4. Falls der Elternbeitrag mittels Klage durchgesetzt werden müsste, ist durchaus damit zu rechnen, dass der pflichtige Elternteil als Adressat der Massnahme die Kooperation „aufkündigen“ würde. In diesem Fall könnte der Gefährdung des Kindes nicht mehr begegnet werden mit dieser Massnahme und es müssten andere Kindesschutzmass-
nahmen in Betracht gezogen werden, allenfalls gar eine Fremdplatzierung gestützt auf einen Obhutsentzug nach Art. 310 ZGB. Auch an diesen Kosten müsste sich die Mutter beteiligen, und einer Fremdplatzierung könnte sie sich nicht entziehen, da diese gegen ihren Willen, notfalls mit polizeilicher Hilfe, durchgesetzt werden könnte.

5. Hier liegt möglicherweise der Schlüssel zur Lösung der einstweilen eingetretenen „Verhärtung“. Wenn man der Mutter aufzeigt, dass es um die notwendige Abwendung einer Gefährdung ihres Kindes geht und dass mit der sozialpädagogischen Begleitung eine Massnahme mit geringem Eingriff in ihre elterliche Autonomie (ohne eigentliche Beschränkung der elterlichen Sorge) getroffen wurde, bei fehlender Kooperation von ihrer Seite jedoch weiter gehende Massnahmen in Betracht gezogen werden müssten und könnten, ist sie möglicherweise für eine Mitfinanzierung zu gewinnen. Nur weil mit den Eltern keine Einigung über deren Beitrag erzielt werden kann, darf bei einer bestehenden Gefährdung des Kindeswohls nicht von einer geeigneten Massnahme abgesehen werden; die VB ist vielmehr verpflichtet, das Nötige vorzukehren.

6. Die grösste Vormundschaftsbehörde der Schweiz (Stadt Zürich) ordnet regelmässig sozialpädagogische Familienbegleitungen an und beteiligt die wirtschaftlich leistungs-fähigen Eltern an den Kosten. Nach Auskunft der Rechtsabteilung der VB Zürich wurde jedoch in Fällen, in denen keine Einigung erzielt werden konnte über den Elternbeitrag, noch nie eine Unterhaltsklage eingereicht. Wenn die sozialpädagogische Familienbegleitung als vorläufig einzige sinnvolle und Erfolg versprechende Mass-nahme betrachtet wird, sucht man nach alternativen Finanzierungsmöglichkeiten über Fonds und Stiftungen.
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